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I. Vorbemerkung 

Einschlägige Medien werden nicht müde, für viele Menschen unerreichbare Schönheitside-

ale zu kolportieren und zugleich die vermeintlichen Erfolge „moderner“ Behandlungsme-

thoden anzupreisen, die helfen sollen, diese Ideale ohne nennenswerten Aufwand zu errei-

chen. Es verwundert nicht, dass diese Menschen an solchen Behandlungsmethoden Anteil 

haben wollen. Im Bereich der Behandlung der Adipositas sind dies beispielsweise „Gastric- 

Banding“, „Sleeve- Resektion“, „RNY- Bypass“, „Liposuktion“ oder „Bodylift“. Während es 

dem von Adipositas Betroffenen frei steht, eine solche Behandlung an sich durchführen zu 

lassen, stellt sich die Frage, unter welchen Voraussetzungen die gesetzliche Krankenversi-

cherung die Kosten derartiger Behandlungen tragen muss. Fachgerichtliche Urteile jünge-

rer Zeit zeigen, dass sich die sozialgerichtliche Rechtsprechung zu der Frage, unter welchen 

Voraussetzungen eine der vorgenannten Behandlungen eine Leistung der gesetzlichen 

Krankenversicherung darstellt und dementsprechend einen Anspruch des Versicherten auf 

Krankenbehandlung begründet, verfestigt hat. 

                                                 
* Dr. jur. Christoph Roos ist Fachanwalt für Sozialrecht und Arbeitsrecht. Zudem berät er schwerpunktmäßig Einrich-

tungen des Gesundheitswesens in Fragen des Arzt- und Medizinrechts im gesamten Bundesgebiet. 
Heiner Fey ist wissenschaftlicher Mitarbeiter von Dr. Roos, Diplomjurist, Krankenpfleger und Klinische 
Kodierfachkraft mit Schwerpunkt im Leistungsrecht des SGB V, insbesondere dem DRG-Recht. 
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II. Anspruch auf Krankenbehandlung, § 27 Abs. 1 SGB V 

Das Recht der gesetzlichen Krankenversicherung bestimmt in § 27 Abs. 1 Satz 1 SGB V, 

dass 

„Versicherte [einen] Anspruch auf Krankenbehandlung [haben], wenn 

sie notwendig ist, um eine Krankheit zu erkennen, zu heilen, ihre Ver-

schlimmerung zu verhüten oder Krankheitsbeschwerden zu lindern.“ 

1. Krankheit 

Das Gesetz stellt für einen Anspruch auf Krankenbehandlung auf das Vorliegen einer 

Krankheit ab. Unter "Krankheit" im Rechtssinne versteht das BSG in ständiger Recht-

sprechung 

„einen regelwidrigen, vom Leitbild des gesunden Menschen abwei-

chenden Körper- oder Geisteszustand, der ärztlicher Behandlung be-

darf oder den Betroffenen arbeitsunfähig macht. Krankheitswert im 

Rechtssinne kommt nicht jeder körperlichen Unregelmäßigkeit zu. Er-

forderlich ist vielmehr, dass der Versicherte in seinen Körperfunktionen 

beeinträchtigt wird oder dass er an einer Abweichung vom Regelfall 

leidet, die entstellend wirkt.“ 

- vgl. nur: BSG, Urteil vom 28. September 2010, Az. B 1 KR 5/10 R - 

a) Adipositas 

Die Deutsche Adipositas- Gesellschaft definiert Adipositas als 

„eine über das Normalmaß hinausgehende Vermehrung des Körper-

fetts“. 

- Evidenzbasierte Leitlinie „Therapie und Prävention der Adipositas“, Version 2007, S. 6 - 
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Die Definition der Adipositas unter den Krankheitsbegriff des BSG subsumiert, führt zu 

dem Ergebnis, dass grundsätzlich alle Grade der Adipositas Krankheiten im Sinne des § 27 

Abs. 1 Satz 1 SGB V sind; dies zumal in den Fällen der sog. Adipositas per magna (auch: 

morbide Adipositas), die bei einem BMI ab 40 kg/ m² beginnt. Gleichwohl sind nicht alle 

Grade der Adipositas behandlungsbedürftig. Ergänzend zum Krankheitsbegriff liegt Be-

handlungsbedürftigkeit vor, 

„wenn die körperlichen, geistigen oder seelischen Funktionen über eine 

bestimmte Bandbreite individueller Verschiedenheit hinaus in solchem 

Maße eingeschränkt sind, dass ihre vollständige oder doch teilweise 

Wiederherstellung ohne ärztliche Hilfe nicht erreichbar erscheint.“ 

Diese dürfte bei den niedrigeren Adipositasgraden regelmäßig fehlen. Eine feste Regel, ab 

wann Behandlungsbedürftigkeit eintritt, kann es nicht geben, denn die Beurteilung ist von 

den Besonderheiten des konkreten Einzelfalls abhängig. 

b) Psychische Motive 

Problematisch sind die Fälle, in denen Versicherte aus psychischen Gründen eine Operation 

am gesunden Körper/ Magen- Darm- Trakt und damit eine mittelbare Krankenbehandlung 

verlangen. Auch hier hat die Adipositas einen eigenen Krankheitswert, der, Behandlungs-

bedürftigkeit vorausgesetzt, einen Anspruch auf Krankenbehandlung begründen kann. 

Dieser eigene Krankheitswert steht für die Versicherten aus Gründen des ästhetischen 

Missempfindens bis hin zu klinisch manifesten psychischen Problemen, nicht im Vorder-

grund. Die Abgrenzung zwischen einem regelwidrigen Gesundheitszustandes und bloß als 

Belastung empfundenen Abweichungen vom Normalfall ist im Einzelfall schwierig. Bei An-

sprüchen auf Eingriffe in intakte Organsysteme aufgrund psychischer Indikationen ist die 

Rechtsprechung außerordentlich zurückhaltend. Auch in diesen Fällen ist die Behandlung 

der Adipositas durch nichtinvasive Behandlungen vorrangig zu bewilligen. Bloße Schön-

heitsoperationen sind in der gesetzlichen Krankenversicherung nicht erstattungsfähig. Nur 

in extremen Ausnahmefällen gewährt die Rechtsprechung Operationen am gesunden Kör-

per zur Behebung psychischer Störungen. Es muss auch hier bei dem Grundsatz bleiben, 
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dass die Adipositas als Grunderkrankung behandelt wird, mit dem Effekt, dass die erfolg-

reiche Behandlung sich positiv auf die psychische Störung auswirken mag. 

2. Krankenbehandlung und Wirtschaftlichkeitsgebot, § 12 Abs. 1 Satz 1 SGB V 

Die verbleibenden Formen der Adipositas können eine Krankenbehandlung erforderlich 

machen. Nur die wenigsten bedürfen jedoch eines chirurgischen Eingriffs. Im Sinne der 

Erforderlichkeit einer Behandlung im konkreten Einzelfall müssen  

„die Leistungen […] ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich sein; 

sie dürfen das Maß des Notwendigen nicht überschreiten.“ 

Unter den gleich wirksamen, hat der Versicherte Anspruch auf die unter Berücksichtigung 

der Besonderheiten des Einzelfalls wirtschaftlichste Leistung, zur Erreichung des Behand-

lungsziels. Dabei bedarf es neben der generellen auch und gerade der individuellen Erfor-

derlichkeit der Krankenbehandlung im Einzelfall (vgl. GS des BSG, Beschluss vom 25. Sep-

tember 2007, Az. GS 1/06; BSG; Beschluss vom 7. November 2006, Az. B 1 KR 32/04 R). Die 

Entscheidung darüber, welche Behandlung im Einzelfall erforderlich ist, bleibt dem behan-

delnden Arzt vorbehalten. Dieser legt seinen Behandlungsplan unter Beachtung des Wirt-

schaftlichkeitsgebots fest. Die Behandlungsplanung ist durch die Gerichte nachträglich in 

vollem Umfang überprüfbar und kann, gelangt das Gericht zu der Auffassung, eine geplan-

te und durchgeführte Behandlung sei unwirtschaftlich gewesen, dazu führen, dass die Er-

stattung der Kosten für die durchgeführte Behandlung nicht zu bewilligen war. Als Faust-

regel mag jedoch gelten, dass der nichtinvasiven Behandlung der Adipositas vorrangig vor 

operativen Eingriffen zu bewilligen ist. Die Faustregel gilt auch in Fällen der Adipositas per 

magna, in denen, von Einzelfällen abgesehen, nur unter der Voraussetzung, dass die Be-

handlung mit nichtinvasiven Methoden erfolglos geblieben sind, eine Operation am Ma-

gen- Darm- Trakt in Betracht kommt.  

III. Jüngere Rechtsprechung der Sozialgerichte 

Das LSG Baden- Württemberg und das SG Berlin folgen der bisherigen Rechtsprechung in 

zwei Entscheidungen aus dem Jahr 2011. 
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1. LSG Baden- Württemberg, Urteil vom 01.03.2011, Az. L 11 KR 3560/09 

Der Senat musste über die Kostenübernahme durch die gesetzliche Krankenversicherung 

im Fall einer 1964 geborenen Versicherten entscheiden, die sich nach multiplen frustranen 

Versuchen zur Gewichtsreduktion bei einem BMI von 47 kg/ m² einer laparoskopischen 

Magen- Bypass- Operation unterzogen, die Kosten in Höhe von 10.271,74 € vorab selbst 

getragen und nachträglich Kostenübernahme von der zuständigen Krankenkasse gefordert 

hat. Die Krankenkasse hat die Kostenübernahme verweigert, woraufhin die Versicherte auf 

Zahlung klagte. Wie auch das in dieser Sache erstinstanzlich angerufene SG Heilbronn, hat 

der Senat die Klage zurückgewiesen. 

Zur Begründung führt der Senat aus, der Magen der Klägerin sei gesund gewesen und ha-

be keiner Operation bedurft. Es seien die für eine mittelbare Krankenbehandlung maßge-

benden Kriterien zu prüfen. Da das von der Klägerin mit der Operation erstrebte Ziel auf 

verschiedenen Wegen habe erreicht werden können, komme es darauf an, ob eine vollsta-

tionäre chirurgische Behandlung unter Berücksichtigung der Behandlungsalternativen not-

wendig und wirtschaftlich war. Sodann sei zu untersuchen, ob nach dem aktuellen Stand 

der wissenschaftlichen Diskussion aus medizinischer Sicht die Voraussetzungen für eine 

chirurgische Intervention gegeben waren. Der Senat folgt dem SG Heilbronn in den Fest-

stellungen, dass die Klägerin nicht sämtliche alternativen konservativen Behandlungsmög-

lichkeiten ausgeschöpft habe und verneint damit die Notwendigkeit der stattgehabten 

Operation. Nach Auffassung des Senats habe es bei der Klägerin an einem ärztlich koordi-

nierten und geleiteten Gesamtkonzept gefehlt, welches Diätmaßnahmen, eine Schulung 

des Ess- und Ernährungsverhaltens, eine Bewegungstherapie, ggf. pharmakologisch- ärztli-

che Behandlung und eine kombinierte psychotherapeutische Intervention umfasse und als 

Langzeitbehandlung auch konsequent und nachhaltig durchgeführt und dokumentiert 

worden sei. Die Tatsache, dass die Klägerin ihr Gewicht um bis zu 20 kg reduziert, dieses 

dann aber nicht habe halten können, zeige, dass eine konsequente Verhaltenstherapie 

auch unabhängig vom Vorliegen psychischer Erkrankungen notwendig gewesen wäre. 
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2. SG Berlin, Urteil vom 07.04.2011, Az. S 72 KR 667/10 

Das Gericht hatte über die Gewährung einer operativen Resektion einer abdominalen Fett-

schürze V. Grades, eine Rekonstruktion der Bauchwand sowie eine bariatrische Operation 

zu entscheiden. Der 1961 geborene Kläger litt an einer Adipositas per magna bei einem 

BMI von ca. 63 kg/ m², einer mechanischen Behinderung der Hüftgelenksflexion, einer aus-

geprägten Umbilicalhernie, einem massiven Lymphstau und verschiedenen, teils entzündli-

chen, dermatologischen Erkrankungen. Die erkennende 72. Kammer hat die beklagte Kran-

kenkasse verurteilt, die Behandlungskosten zu übernehmen. 

Der Entscheidung lag die Erwägung zugrunde, dass die Fettschürze in hohem Maße ent-

stellend wirke und schon deshalb eine behandlungsbedürftige Krankheit darstelle. Zudem 

beeinträchtige die Fettschürze den Kläger in seinen Körperfunktionen, da sie zu einer Be-

wegungseinschränkung führe. Schließlich komme der Fettschürze ein eigener Krankheits-

wert insoweit zu, als sie chronisch- entzündlich verändert sei und ein massiver Lymphstau 

bestehe. Dieser Fall stellt eine der überaus seltenen Ausnahmesituationen dar, in denen die 

Kammer die operative Behandlung als alternativlos und erforderlich ansah.  

IV. Hinweise für die Praxis 

Aufgrund der zurückhaltenden Rechtsprechung ist es im Einzelfall schwer zu beurteilen, ob 

ein adipositaschirurgischer Eingriff als Leistung der gesetzlichen Krankenversicherung erb-

racht werden kann. Krankenhäusern ist daher zu raten, eine Kostenübernahme durch die 

Krankenkassen abzuwarten. Da es sich hierbei regelmäßig um elektive Eingriffe handeln 

wird, ist den Patienten ein Zuwarten bis zur Entscheidung der Krankenkassen zumutbar. 

Wegen des Prozessrisikos sollte Patienten davon abgeraten werden, die Behandlung zu-

nächst auf eigene Kosten durchführen zu lassen und die Krankenkassen erst nachträglich in 

Anspruch zu nehmen. Gleichwohl steht es den Patienten frei, die Leistungen der 

Adipositaschirurgie außerhalb des Versicherungsverhältnisses und damit auf eigene Kosten 

abzurufen, wenn dem nicht medizinische Gründe entgegenstehen. 


